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TOP III  Arztbild der Zukunft und Zusammenarbeit mit anderen Gesundheitsberufen  

  
Betrifft:  Delegation ja – Substitution nein  

Entschließungsantrag  

  
Von:  Vorstand der Bundesärztekammer 

 

 

DER DEUTSCHE ÄRZTETAG MÖGE FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG FASSEN:  
   

Der zukünftige medizinische Versorgungsbedarf sowie die geänderten wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen erfordern eine Weiterentwicklung der bisherigen Aufgabenverteilung zwischen 

ärztlichen und nichtärztlichen Gesundheitsberufen. Neue Aufgabenverteilungen in der medizinischen 

Versorgung müssen an folgenden Kriterien bemessen werden: 

- Versorgungsqualität und Patientensicherheit 

- Rechtssicherheit und Einheitlichkeit der Heilkundeausübung 

- Effizienz und Wirtschaftlichkeit.  

Konzepte und Modellvorhaben, die auf eine Lockerung des Arztvorbehalts und Unterschreitung des 

Facharztstandards in Diagnostik und Therapie hinauslaufen, lehnt die Deutsche Ärzteschaft ab. Die 

Ärzteschaft hat eigene Konzepte zur Förderung arztunterstützender und arztentlastender Maßnahmen im 

Rahmen der Delegation entwickelt, die im Interesse des Patienten am Grundsatz der therapeutischen 

Gesamtverantwortung des Arztes festhalten und auf Basis einer klaren Rollenverteilung ein synergetisches 

Zusammenwirken der verschiedenen Qualifikationen und Kompetenzen der verschiedenen 

Gesundheitsberufe ermöglichen, anstatt konkurrierende Parallelstrukturen zu schaffen. 

Aufgrund der erforderlichen medizinischen Fachkenntnis und wegen des Risikos der Verursachung 

gesundheitlicher Schädigung durch heilkundliche Maßnahmen ist die Ausübung der Heilkunde am 

Menschen unter Arztvorbehalt gestellt. Der Facharztstandard und die medizinisch-wissenschaftlichen 

Standards gewährleisten die anerkannte Qualität der Patientenversorgung in Deutschland. Deshalb ist eine 

Substitution ärztlicher Leistungen durch Leistungen nichtärztlicher Gesundheitsberufe mit gleichzeitiger 

Übertragung ärztlicher und juristischer Verantwortung für deren ordnungsgemäße Durchführung 

abzulehnen und an der einheitlichen Ausübung der Heilkunde durch approbierte Ärzte festzuhalten. Durch 

eine partielle Verlagerung ärztlicher Aufgaben werden auch die aktuellen Versorgungsprobleme nicht 

gelöst, sondern eher die Gefahr zusätzlicher Schnittstellen geschaffen. 

Die Bewältigung neuer Aufgaben im Gesundheitswesen, die Optimierung von Prozessabläufen und 

Wirtschaftlichkeitsüberlegungen machen einerseits die Entlastung der Ärzte in Kliniken und Praxen von 

administrativen und anderen nichtärztlichen Aufgaben notwendig; andererseits ist die Einbeziehung 
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nichtärztlicher Mitarbeiter in eine vom Arzt angeordnete, überwachte und verantwortete 

Leistungserbringung (Delegation) im Sinne einer Weiterentwicklung der seit dem Jahre 1988 existierenden 

Stellungnahme der Bundesärztekammer zu den „Anforderungen an die  persönliche Leistungserbringung“ 

notwendig. Prüfkriterien für die Zulässigkeit einer Delegation sind weiterhin die Qualifikation des 

nichtärztlichen Mitarbeiters, die Gefährlichkeit einer Leistung oder die bei ihrer Erbringung notwendige 

Qualität und Erfahrung. Bundesärztekammer und Kassenärztliche Bundesvereinigung haben in diesem 

Sinne eine Novellierung des Papiers vorgenommen, wobei alle von Fachgesellschaften und Verbänden 

abgegebenen Stellungnahmen berücksichtigt wurden. 

Die vom Gesetzgeber durch das Pflegeweiterentwicklungsgesetz auch für den Bereich der Gesetzlichen 

Krankenversicherung beschlossene Neuregelung, wonach Kompetenzerweiterungen für Pflegeberufe im 

Sinne der selbstständigen Ausübung der Heilkunde modellhaft erprobt werden sollen, werden von der 

Ärzteschaft aus den o. g. grundsätzlichen Erwägungen abgelehnt. 

 

 

Begründung:  

keine  
   

 


